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für die gesamte Sozialversicherung*
Fachzeitschrift des Zentralverbandes der Angestellten

Erscheint rege'mttßig Jeden zweiten Mittwoch mit

der Vcrband57eitschrift „Der freie Angestellte".
Geschäftsstelle: j

Berlin SO. 26. Oranienstraße 40/41
Bezugspreis durch dicPost vierteljährlich 300 Mk. Einzel¬

nummer 50 Mk. • Anzeigen werden nicht aufgenommen.

Qesetzesänderungen
und schwebende Ansprüche.

Unter der Ueberschrift „Der Einfluß von Aenderungen der

Gesetze oder Satzungen auf schwebende Krankenversicherungs¬

ansprüche44 schildert Gefieimrat Dr. Hoffmann, Berlin-Grunewald,

in Nr. 8 der Zeitschrift .»Die Arbeiterversicherung* zunächst den

bei der privaten Versicherung selbstverständlichen Grundsatz der

Bemessung der Leistungen nach den Beitragsleistungen. Sodann

erläutert er an Hand der Entstehungsgeschichte des § 211 RVO.

dessen Wirkung, um endlich die Aenderungen des 8 180 RVO.

und deren Wirkung zu besprechen. Er stellt fest, daß ursprüng¬

lich bei der Erhöhung der Grundlohnliöchstgrenzen wegen der

Anwendung der erhöhten Grundlöhne auf laufende Versicherungs¬

fälle nichts vorgeschrieben war, so daß es also bei der Regel des

8 211 a. a. I). verblieb, wonach Aenderungen des Grundlohns

keinen Einfluß auf bereits eingetretene Versicherungsfälle haben.

Sodann zitiert er den Wortlaut der im Gesetz über Ver¬

sicherungspilicht. Versicherungsbcreehtigung und Grundlöhne in

der Krankenversicherung vorn 28. Dezember 1921 enthaltenen

Übergangsvorschrift und bemerkt, daß eine Erhöhung der laufen¬

den Barleistungen in bereits eingetretenen Versieherimgsfällen nur

fiir solche Mitglieder eintrat, deren Arbeitsverdienst schon zu

Beginn der Erkrankung die seitherige Grundlohnhöchstgrenze

überstieg. Das Gesetz über Grundlöhne und Vorstandswahl bei

den Krankenkassen vom 9. Juni 1922 habe eine ganz gleich¬

lautende Vorschrift enthalten, während die Übergangsvorschrift

in der Verordnung über Grundlöhne bei den Krankenkassen vom

12. September 1922 eine etwas abweichende Fassung aufwies.

Nacii Hinweis auf diese Vorschrift kommt er auf die durch die

Verpflichtung zur Zahlung der höheren Barleistungen ohne ent¬

sprechende Gegenleistung der Kassenrnitglieder hervorgerufene

Finanznot der Krankenkassen zu sprechen. Diese Tatsache habe

den Reichsarbeitsminister bestimmt, in der Verordnung über Ver¬

sicherungspflieht, Versicherungsbereclitigung und Grundlöhne In

der Krankenversicherung vom 1. Dezember 1922 eine Wartezeit

für die Gewährung der höheren Barleistungen vorzusehen und die

Anwendung der erhöhten Grundlöhne auf laufende Versicherungs¬

fällc ganz auszuschließen. Im weiteren zitiert er den Wortlaut

der letztgenannten Bestimmung, um sodann fortzufahren:

..Aus dem Wortlaut ergibt sich ferner» daß die vorgesehene Wartezeit von

42 lasen mir für solche Personen gilt, die bei Inkrafttreten der höheren Ciruttd-

!öhne bvhon Mitglieder der Kasse sind. Wer nach diesem Zeitpunkt d?r Kasse

beitritt uni in eine der neu aufgesetzten I_ol.nst._fen kommt, hat bei Eintritt

\on Krankheit oder bei einer llritnindung Anspruch darauf« daß das Kranken¬

geld, da* WockCQ« und Stillzeit! sofort nach dem höheren Grundlohne be¬

messen werden. Keine Anwendung findet ferner die Wartezeit in den fällen,

in denen der Versicherte nicht infolge Anrechnung eines höheren Entgelte, son¬

dern aus ander.,_i Qrlndea in eine der neu aufgesetzten Lohnstufen eingereiht

wird, mag er ia der bisher höchsten oder bis dahin in einer niedrigeren l.ohn-

ttufe gewesen sein. Eiae solche Versetzung tritt namentlich infolge ander«

weiter Bewertung der Sachbezüge ein. Endlich kommt die Warteseit nur zur

Anwendung, wenn die Versetzung ia eine neue b&here Lohnstufe mit dem In¬

krafttreten des Vorstands- oder AttStcbuBbeschlusses zeitiieh zusammenfällt.

Dabei ist zu beachten, daß nach der Reichsversichernnzsamtseatscheidaaz vom

16. Dezember 1919 (Am:!. Nachr. 1920, S. 175) genehmigte Satzangsbestim*

agea frühestens ri)li dem Zeitpunkt in Kraft *reten. in dem die Qenchmignng

des OVA. dem Kassenvorstand angestellt ist, auch wenn der Kassenvorstand

ls der Bekanntmachang der Genehmigung einen [ruberen Zeitpunkt angesetzt

hat. Wer nach diesem Tage in die nene Lohnstufe versetat wird, hat bei

Eintritt eines Versicherang. i sofort Anspruch auf die Anwendung des

höheren Oraadlobna.

Mach alledem Igt ein großer Teil der Kassenrnitglieder gegen die Beschritt«

kung der Barleistungen geschätzt, so dafl eir.e durchgreifende Entlastung der

Kassen nicht eintritt. Dabei darf nicht Obersehen werden« daß bei eher mit

Arbeitsunfähigkeit verbundene* Krankheit oder beim Bezüge des Wochen- -nid

Sckwangerengi les Beiträge nicht gezahlt werden; der mit der Einführung

vier Beschränkung hinsichtlich der Hohe der Barleistungen verfolgte Zweck,

der Kasse eine Zeit ang erhbhte Beiträge sls Gegenleistung für höhere Bar¬

leistungen zukommen zu lassen, wird demnach nur anvollkommen errek

Eine durchgreift;.Je Sicherung der Leistungsfähigkeit der Krankenkassen hätte

sich nur In der Weise erreichen lassen, daß nicht nur die beim Inkrafttreten

der höheren Grundlöhne schwebenden Lclstung^ansprüche, sondern such alle

bis zum 40. Tage nach dem Inkrafttreten eintretenden Versicherungsfällc nach

dem alten Qrundlohne befriedigt werden mußten.*'

Diese Auslegung Ist in mehr als einer Hinsicht interessant.

Einmal soll die vorgesehene Wartezeit nur für solche Personen

gelten, die bei Inkrafttreten der höhen Grundlöhne schon Mit¬

glied der Kasse sind. Wer nach diesem Zeitpunkt der Kasse bei¬

trete, habe bei Eintritt eines Vcrsieherungsfalles Anspruch auf dl*

sofortige Bemessung der Leistungen nach dem höheren Grund¬

lohne. Dem kann ich nicht beistimmen. Einmal deshalb nicht
well Ich das aus der genannten Bestimmung nicht herauslese,
zum andern aber auch deshalb nicht, weil dies dem Grundsatz

der Gleichberechtigung aller Kassenrnitglieder widerstrebt. Man

stelle sich folgendes vor:

Das Kassenmitglied A% das schon jahrzehntelang bei der

Kasse versichert ist, erkrankt an einem Tage zusammen mit dem

Mitglied B, das erst am Tage nach dem Inkrafttreten der neuen

Grundlöhne in die Kasse eintrat- Beide gehören der neuen

höchsten Lohnstufe mit einem Orundlohn von 1S00 Mk« an. Die

Kasse gewährt 60 Proz. des Grundlohns als Krankengeld. Nach

der Auslegung von Geheimrat Dr. Hoffmann bekäme A ein

Krankengeld nach dem seitherigen höchsten Grundlohne von

500 Mk. — 300 Mk. und B ein solches nach dem n e U e n höchsten

Grundlohne von 1800 Mk. — 1080 Mk.

Mit Recht würde sich A über eine derartige Vorschrift bitter

beklagen müssen, zumal in einer Zeit, in der das Krankengeld
nur einen kleinen Bruchteil des Arbeitsverdienstes ausmacht.

Noch schlimmer wäre es, wenn Mitglied B Wöchnerin wäre und

so mehr als das Fünffache dessen an Wochen- und Stillgeld er¬

hielte, was A an Krankengeld erhält. Dies kann dor Wille des

Gesetzgebers auf keinen Fall gewesen sein. Richtig ist. daß die

Uebergangsvorschrift in einem noch unverständlicheren Gesetzes¬

deutsch geschrieben ist, als wir es zur Genüge gewöhnt sind, aber

eine derartige Auslegung läßt sie schon um deswillen nicht zu,

weil die Gründe für die Festlegung einer Wartezeit, und diese Ist

es doch nur, die zu dieser Auslegung verhilft, zu bekannt sind.

Die Krankenkassen waren es, auf deren Drängen eine Wartezelt

für die Bemessung der Leistungen nach den n e u en Grundlöhnen

festgelegt wurde. Und die Krankenkassen haben gewünscht, zu

bestimmen, daß die Leistungen nach den neuen (höheren als seit¬

herigen) Grundlöhnen in allen Fällen erst nach Umlauf einer

Frist von mehreren Wochen gewährt werden. Die Krankenkassen

haben dies wünschen müssen, einmal deshalb, um nicht eines

Tages vor leeren Kassen zu stehen und zum andern aber auch

aus technischen Gründen. Eine ürtindlohnänderung ist, zumal bet

großen Kassen, nicht in 8 Tagen durchgeführt. Deren Durch¬

führung erfordert Wochen. Hinzu kommt daß in den Monaten

Dezember 1922 bis Februar 1923 eine Qrundlohnerhöhung die

andere jagte, so daß die Kassenverwaltungen eine ungeheure

Arbeit nur durch diese Aenderungen zu leisten hatten.

Qeheimrat Dr. Hoffmann sagt, die Wartezeit gilt nur für

solche Personen, die am Tage des Inkrafttretens der höheren

Grundlohne schon Mitglieder der Kasse sind. Ich sage, mit

den Worten, „Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher usw.*4

wollte der (iesetz- oder Verordnungsgeber zum Ausdruck bringen,

daß die Vorschrift nur gilt für Personen, die am Tage des In¬

krafttretens noch Mitglieder der Kasse sind. Keine Anwendung
soll die Wartezeit ferner auch finden auf solche Fälle, in denen

der Versicherte nicht infolge Anrechnung eines höheren Entgelts,

sondern aas anderen Gründen in eine der neu aufgesetzten Lohn¬

stufen versetzt wird und endlich soll die Wartezeit nicht gelten,

wenn die Versetzung i:i eine neue höhere Lohnstufe mit dem

Inkrafttreten des Vorstands- oder Ausschußbcschlusses niciit

zeitlich zusammenfällt. Auch das kann nach meinem Dafürhalten

nicht richtig und nicht Absieht des (iesetz- oder Wrordnungs-

gebers gewesen sein. Was zunächst die Meinimg betrifft, es

komme bei Prüfung der Frage, ob die Wartezeit anzuwenden ist
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oder nicht, auf den Qrund der Versetzung in eine neue höhere
Loh» stufe an, M it: ß v t werden, daß auch das nicht zutreffen

kann. Ks konnten so Ealle eintreten, die kurios genannt werden

müßten. So mußte beispielsweise der am Tage des Inkrafttretens

«der neuen Grundlöhne wegen Anrechnung seines bereits vorher

begonnenen höheren Entgelts In die neue höchste Lohnstufe ver¬

setzte Schlosser X Im Erkrankungsfalle mit dem seitherigen

höchsten Krankengelde abgefunden werden, während das 14 Tage
MCh Inkrafttreten der neuen Grundlöhne wegen Höherbewertung

der Sachbezüge in eine neue höhere Lohnstufe versetzte Dienst¬

mädchen Y im Erkrankungsfalle sofort Anspruch auf das ihrem

neuen Grundlohn entsprechende Krankengeld hätte.

Was das zeitliche Zusammentreffen von Versetzung In eine

neue höhere Lohnstufe und Inkrafttreten der Aenderungen und

deren Wirkung im Versicherungsfalle betrifft, so muß dazu folgen¬

des gesagt werden. Qeheimrat Dr. Hoffmann meint daß der

Lehrling, der h Jage nach Inkrafttreten der höheren Grundlöhne

auslernt und nun mit seinem Gehilfenlohne In die höchste Lohn¬

stufe versetzt werden muß, im Erkrankungsfallc sofort Anspruch
auf dfe dem neuen Orundlohn entsprechenden Leistungen hat.

Die Wirkung dieser seiner Auslegung, In die Praxis umgesetzt,

ergäbe beispielsweise folgendes:
Vater und Sohn erkranken am 14. Tage nach dem Inkraft¬

treten der neuen Grundlöhne. Ersterer hatte schon vor dem

Inkrafttreten der neuen Grundlöhne einen den neuen Höchstbetrag
übersteigenden Arbeitsverdienst. Letzterer Ist der oben zitierte

Lehrling — nun Gehilfe — mit einem ebenfalls den neuen Höchst¬
betrag übersteigenden Arbeitsverdienst. Ersterer bekäme ein

Krankengeld nach dem bisherigen Grundlohnhöchstbetrag von

500 Mk.. letzterer ein solches nach dem neuen Grundlohnhöchst¬

betrag foe 1R00 Mk.
Qlanbl jemand, daß dies dem Grundsatz der Gleichberech¬

tigung aller Kassenmitglieder entspräche? Oder glaubt Jemand,
daü man eine derartige Bestimmung den Versicherten plausibel
machen konnte?

Im Schrifttum ist mir bis heute nur ein Artikel, der sich auch
fruit der Wirkung der GrundJohnerhöhur.gen befaßt, bekannt
geworden* und zwar der des Direktors des Städtischen Ver¬
steht rungsamts München, Dr. H. Jacger, von dem in derNr.7der

„Arbeiterversorgung" u. a. folgendes zu lesen ist:
„Wai die Leistttnffspfllcht der Kassen In laufenden Vcrsicheruns^fällen

letrtlft, €o iv_ die Regelung diesmal wledrr eint andere, und BWtt eine ein-

fa I 211 R\ <>
. wonach Aenderungen des Grundlohns oh.-:e Einfluß auf

iMfcnia Vmtcfceranf*flIte sind, gut ftf alle Mitglieder, deren Grundlohn nicht

die bisher hei der Kasaa vorgesehene Höchstgrenze fihersteigt. Mitglieder
)<d» [ .. deren Omndlohn nunmehr diese Grenze überschreitet, h;*bcn auf die
Ihre.;« iiM.cn (ir_ ¦..__,nlm entsprechenden höheren Kasscnleivtungen erst vom

2*K Tasn aacl dem Inkrafttreten der Satzungsänderung oder des Vorstands-
betchlaaaei (nickl vom Inkrafttreten des Gesetzes) ab Ansprueh, glelch^iiitig,
ab dl Verücberaaffftfall in diesen Zeitpunkt bereits eingetreten ver oder nicht.

I'. h« tia Versichertet irtl dann Anspruch auf die vollen necen Kas^en-

Watnnacn nad den höheren tls den bisher höchsten Sätzen erheben, uen.i

der Versicfcerangsfnll a:n 20. Tage nach dem Inkrafttreten des Vorstands-

fteacMai ea eingetreten ist. Nur in den F5!!en, ;n denen Leistungen nach den

a--jr n..r. Qmadl6toen, aber in einem den bislierigcn Höcli^tbetrag
at< iaendea Satze zu gnwlkrtn smd. tritt die Laletangagewlhrann sofort in

Wlrl ai keit, trenn der Veralckemocttall nach den Inkrafttreten des Vor-
atjr- I«i»t• i cv eintritt."

Der Setzer hat nun zweifellos im letzten Satz dieser Aus¬
lassung sin Wort, und zwar das bedeutungsvolle Wörtchen
„nicht", (wischen „Höchstbetrag" und „übersteigenden14 unter¬
schlagen, denn andernfalls würde das im 3. Satz Gesagte in sein
Gegenteil verkehrt« Der Satz mufl also richtig lauten:

_.N ui la den FlUes, in dene:. LeiMr.r.gc.i na_,h den zua- geänderten Oinad
l*b 'in el i den bisfcerifei HAcfcstbetraf nicht IbmtcifCadeil
Sa*/« in

*'

Direktor Dr. laeger behandelt wohl in diesem Artikel die in
der Verordnung über Grundlohne und Sterbegeld In der Kranken¬
versicherung vom 2. Februar 1923 enthaltene Übergangsvorschrift
mit ihrer nur 29tägigen Wartezeit und ihrer Einbeziehung auch
dir laufenden halle, aber das ändert an der Sachlage nichts.
Her Wortlaut, dem Qeheimrat Dr. Hoffmann die zitierte Aus¬
legung gab, ist auch in ihr enthalten.

1 all dem muß es also als ausgeschlossen gelten, daß der
Iragl hen Bestimmung der Sinn innewohnt, von dem Qeheimrat
)r. Hoffmann spricht. Man muß vielmehr nach der ganzen Ent¬

stehungsgeschichte jener Vorschrift mit Dr. Jaeger der Meinung
sein, dafl die Leistungen nach den neuen höheren Grundlöhnen
allgemein erst vom 43. ! zw. 29. Tage nach deren Inkrafttreten
zu berechnen sind. Bis dahin erfolgt die Berechnung der Bar¬
leistungen so. als wenn eine Qrundlohnerhöhung nicht erfolgt
Ware. d. h., alle die vor Ablauf der Wartezeit Erkrankten, deren
Arbeitsverdienst die alte Qrundlohnhöcbstgrenze übersteigt, er¬
halten bis zum Abiauf der Wartezeit die höchsten seitherigen
Barleistungen. Dies muß mau leider In Anbetracht der Finanznot
der Krankenkassen selbst dann, wenn man mit den Versicherten
der Meinung ist, möglichst schnell in den Qenufl der höheren
Barleistungen zu kommen. Wünschenswert ist, daß der Qesetz-
oder Verordnungsceber in Zukunft Worte wählt, die bestimmt
seinen Willen zum Ausdruck bringen.

I} i ii I Rei c h i
Mannheim.

Verwaltung.
¦

Gesetz zur Abänderung der Verordnung über Erwerbslosen-
fflrsorge vom 1. November 1921. (RQBI. L S. 1337.) Vom 14. Mai
1923. (ROBI. I S. 287.) Der Reichstag hat das folgende Oesetz

beschlossen, das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver¬

kündet wird:

Artikel 1. Hinter § 12f der Verordnung über Erwerbs-

loscnfürsorgc vom 1. November 1921 (RGBl. S. 1337) wird fol¬

gende Bestimmung eingeschaltet:

§ 12 g. Solange Krankenversicherungspflichtige infolge vor¬

übergehender Einstellung oder Beschrankung der Arbeit Lohn¬

kürzungen erfahren, bleiben sie bei ihrer Kasse nach demjenigen
Grundlohn versichert, der fiir sie ohne Kürzung der Arbeits¬

zeit maßgebend wäre. Der Arbeitgeber kann ihnen nur die Bei«

tragsteile abziehen, die auf sie bei Zugrundelegung des gekürz¬
ten Verdienstes entfallen würden.

Die Gemeinde hat dem Arbeitgeber den auf ihn durch die

Vorschrift des Abs. 1 entfallenden Mehrbetrag zu erstatten.

§ 12a Abs. 1 gilt entsprechend.
Abs. 1 gilt bis zum 31. Dezember 1923. Der Reichsarbeits-

minister kann die Frist bis um ein Jahr verlängern.
Artikel 2. Der bisherige § 12g der Verordnung über

Erwcrbslosenfürsorge erhält die Bezeichnung »12h"
Artikel 3. Dieses Gesetz tritt am 30. April 1923 in Kraft.

Thüringisches Gesetz über das Verbot der Errichtung von

Landkrankenkassen vom -t Mai 1923. (Gesetzsamml. S. 269.)
Im Lande Thüringen dürfen keine Landkrankenkassen neben

den Allgemeinen Ortskrankenkassen errichtet werden.

Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung (19. Mai 1923) in

Kraft.

Abfindung für die Witwe eines Unfallverletzten. Heiratet
die Witwe eines Unfallverletzten wieder, so erhält sie drei

Fünftel des Jahrcsarbeitsverdienstes ihres verunglückten Ehe¬

mannes als Abfindung. So bestimmt § 589 RVO. Das Reiehs¬
versicherungsamt hat geglaubt, daß nach dieser Bestimmung*
bei den Witwen solcher Unfallverletzten, die vor dem Kriege
verunglückt sind, dic Abfindung nach dem damaligen Ver¬
dienst des Mannes und nicht nach dem erhöhten Verdienst

zu berechnen ist, der jetzt für die Teuerungszulage zu den

Renten maßgebend ist. Was das zu bedeuten hat, dafür ein Bei¬

spiel, das uns ein Arbeitersekretariat mitgeteilt hat. Nach dem

angeführten § 5S9, so wie ihn das Reiehsversicherungsamt aus¬

legt, hätte eine Witwe als Abfindung im ganzen 2017 Mk. zu

bekommen, also einen Betrag, mit dem jetzt nichts anzufangen
Ist. Wenn aber die Zulage zu den Renten, d. h. der hierfür zu¬

grunde gelegte erhöhte Arbeitsverdienst berücksichtigt wird,
beträgt die Abfindung 681 200 Mk.

Die sozialdemokratische Rcichstagsfraktion forderte, daß
in einwandfreier Weise der erhöhte Jahresarbeitsverdienst vor¬

geschrieben werde. Die Verhandlungen hierüber führten dazu,
daß sich alle Parteien verständigten, sofort ein „Gesetz über

Abfindung von Witwen14 zu beantragen, nach dem zum 8 6 des

Gesetzes über Zulagen in der Unfallversicherung hinzugefügt
wird: die Abfindung ist nach dem Jahrcsarbeitsvcrdienst fest¬

zustellen, nach dem die Rentenzulage für den Monat der Wieder¬

verheiratung berechnet worden ist. Den Antrag nahm der

Reichstag in der letzten Sitzung vor seinen Pfingstferien, am

16. Mai, an. Er ist im Reichsgesetzblatt I Seile 295 erschienen.

Wiederholt haben Leser dieser Zeitschrift danach gefragt,
woher sie die Drucksachen des Reichstages, insbesondere dic

Entwürfe der sozialpolitischen Gesetze mit Begründung und die

Ausschußberichtc des Reichstags darüber beziehen können.

Deshalb sei daran erinnert, daß diese Drucksachen durcii Carl
Heymanns .Verlag in Berlin W. 8 zu haben sind.

Gustav Hoch, Hanau a. M.

Deutschnationale Unibauversuche. Die Abgeordneten Lim¬
bach und Leopold haben am 7. Juli 1923 im RcichstagsausschuB
für soziale Angelegenheiten folgenden Antrag Nr. 828 eingebracht«
dessen Beratung vorläufig noch zurückgestellt worden ist.

„Der Reichstag wolle beschließen, folgende Entschließung
anzunehmen: die Reichsregierung zu ersuchen, den Entwurf

eines Qesetzes zur Vorbereitung eines bemfsständischen Um¬

baues der Sozialversicherung vorzulegen.
Der Entwurf soll als erster Schritt zur Ueberführung der ge¬

samten Sozialversicherung in berufsständische Selbstverwaltung
den wirtschaftlichen Vereinigungen sowohl der Arbeitnehmer als

der Arbeitgeber das Recht geben, Berufskassen zu gründen und

zu betreiben. Und zwar auf dem Gebiete der Krankenversiche¬

rung, der Rentenversicherung (Invaliden-, Alters-, Angestelltcn-
und Unfallversicherung) und der Arbeitslosenversicherung (durch

Arbeitsvermittlung uud Arbeitsloscnrcnte). Diese Berufskassen

sollen bis zu ihrer vollen Entwicklung zu den Pfüehtkassen in
einem Verhältnis stehen, wie dic kaufmännischen Ersatzkassen

zu den Pfüehtkassen der Krankenversicherung.
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Das Ziel Jer mit diesem Gesetze einzuleitenden Entwicklung

muß sein, „anerkannte Berufskassen" zu den eigentlichen Trä¬

gern der Sozialversicherung zu machen und den Staat und die

Gesetzgebung von der Bürde der praktischen Durchführung der

Sozialversicherung zu entlasten."

Gewerkschaftliches,
Zur Reichsbesoldungsordnung. Am 6. Juli fanden Verhand¬

lungen der Spitzenverbände mit der Reichsregicrung statt. Zu¬

nächst wurde die Erage der wertbeständigen Gehälter erörtert.

Das Rcichsfinanzministcrium erklärte sich bereit, regelmäßig

zweimal irn Monat im Zusammenwirken mit einer kleinen Kom¬

mission der Spitzenverbände die Lohnsätze den veränderten

wirtschaftlichen Verhältnissen anzupassen, soweit sie statistisch

erfaßbar sind. Die Organisationen erklärten darauf, hierin kei¬

nen geeigneten Vorschlag zu sehen* der die schnelle Anpassung

der Bezüge an die Geldentwertung gewährleisten könne; sie

betrachteten vielmehr die von den Spitzengewerkschaften bis¬

her geleistete Vorarbeit für die Einführung der wertbeständigen

Gehälter als die geeignete Grundlage für die mit der Regierung

einzuleitenden Verhandlungen. Bis zu dem Zeitnunkt, an dem

eine allgemeine befriedigende Regelung dieser Erage nicht ge¬

troffen ist, halten sie daran fest, daß sie von der Regierung In

Jedem notwendigen Augenblick Verhandlungen zu fordern be¬

rechtigt sind.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen war folgendes: Der

Teuerungszuschlag zu dem Grundgehalt, dem Ortszu-

schlag und den Kinderzuschlägen beträgt vom 1. Juli 1923 an

23 7 Proz. Die Erauenzulage erhöht sich von demselben

Zeitpunkt an auf 16600 0 Mk. Der Kindcrzuschlag be¬

trägt vom 1. Juli 1923 an für Kinder bis zum vollendeten

6. Lebensjahre 80 000 Mk., bis zum vollendeten 14. Lebensjahre

90 000 Mk. und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre 100 000 Mk.

Die Besatzungs- und Einbruchszulage beträgt

144 000 Mk., die Kinderzulage darauf 28 000 Mk. einheitlich in

allen Ortsklassen.

Die In der Nr. 10 der „Volkstümlichen Zeitschrift44 veröffent¬

lichten Sonderzuschläge sind vom 1. Juli an wie folgt

erhöht: von 5 auf 8, 9 auf 17, 14 auf 25, 19 auf 34. 23 auf 42,

28 auf 51. 33 auf 59. 37 auf 67. 42 auf 76. 47 aui 84. 70 auf 93,

84 auf 110, 91 auf 126 Proz.

Ueber die Erage der wertbeständigen Löhne finden weitere

Verhandlungen mit der Regierung statt.

Gehaltsregelung iür die Angestellten In Hills- und Sterbe¬

kassen. Auf Grund der Schlußbestimmung des am 7. April 1920

abgeschlossenen Tarifvertrags wurde von der Tarifkommission

am 21. Juni 1923 eine Revision der geldlichen Bezüge beschlos¬

sen, welche als Teil des Tarifvertrages gilt.

Mindestgehalt (Gehalt und Teuerungszulage) ab 1. Juli 1923:

Städte¬

klasse l

1 930 000 Mk.

2 960 000 m

3 1000 000 „

Mankogeld:
bis 500000 Mk. Umsatz pro Monat 500 Mk. pro % Jahr

bis 5 000 000 Mk. Umsatz pro Monat 1 000 Mk. pro tt Jahr

bis 10 000 000 Mk. Umsatz pro Monat 5 000 Mk. pro tt Jahr

darüber 10000 Mk. pro tt Jahr

Unter „anrechnungsfähigen Bezügen" ist Gehalt und Teuerungs¬

zulage zu verstehen. — Kassen, welche die Unmöglichkeit der

Zahlung der erhöhten Bezüge nachweisen, können in Verhandlun¬

gen mit dem Zentraiverband der Angestellten Sondervereiubarun-

gen treffen.

Großes Heil ist dem Bund deutscher Krankenkassenangestell¬

ten widerfahren. In Gera, wo seit Anfang 1919 sämtliche

KassenangCStellte dem ZdA. angehorten, hat sich unter Führung

des Herrn Erich Müller, früher in Planen, leider eine Gruppe,

zumeist verbissener Hakenkreuzler, abgespalten und hat eine

Ortsgruppe des Bundes gegründet Leider wurde durch die

Trennung zweifellos der Koliegenschaft kein guter Dienst er¬

wiesen. Auf der anderen Seite kann man aber froh sein, daß

diese Elemente von uns geschieden sind; denn Freigewerkschaft¬
ler und Hakenkreuzler passen doch zusammen wie zwei linke

Schuhe.

Von der Leitung des Zeitzer Bundes wird aber über die

Ursachen der Absplitterung nicht die Wahrheit verbreitet, ab¬

sichtlich; denn würde diese verbreitet, dann müssen sich die

Urheber der Sache in allen Arbeitnehmerkreisen schämen.

Es wird behauptet, innerhalb der Reihen der Geraer Kollegen

wäre eine gewaltige Verstimmung gegen den Hauptvorstand des

ZdA. eingetreten, als deren Folge wäre sogar ein „Funktionär

Müller14 aus dem Verband geschieden. 0 nein! So ist es nicht.

Noch nie war d.e Stimmung in unserer Gruppe eine andere als

letzt; nur persönliche, rein egoistische Ziele dts Herrn Müller

sind es gewesen. Ich muH deshalb nachstehend etwas eingehen¬

der mich mit der Sache befassen.

Gehaltsklassc
2

900 000 Mk.

930 000 „

960 000 .,

870 000 Mk.

900 000
t,

930 000 „

Vor dem Kriege gab es in der damaligen Ortskrankenkasse

fflr die Stadt Gera schon eine scharf eingestellte nationalistische

Gruppe, die es meisterhaft verstanden hat, sich, als der Krieg

kam, recht weit in Sicherheit zu ^nngen. Insbesondere sind das

ohne Ausnahme unsere Hakenkreuzler. Wir freuten uns selbst¬

verständlich sehr, als unter dem Eindruck der Revolution diese

Kollegen zu uns kamen; es soll auch nicht unerwähnt sein, daß

dies viel der energischen Tätigkeit des Herrn MftUer mitzudenken

war. Er war es, der jeden, der außerhalb unserer Organisation

stand, einen Schmaiotzcr nannte, der sich auf Kosten unserer

Tätigkeit und unserer Beiträge ein Einkommen sichere und es

müsse deshalb auf Verbandsanschluß gedrungen werden, Damals

waren aber auch andere Verhältnisse in Gera. Es kam zur Ver¬

schmelzung der hiesigen Krankenkassen; wir erhielten eine

große Kasse, und Müller glaubte, in dieser möglichst eine

Spitzenstellung mit den nötigen finanziellen Vorteilen erreichen

zu können. Solange wir in unserer Tarifgemeinschaft unsere

Gehälter erkämpfen mußten, war Müller sehr gut: er hat es auch

Immer sehr gut verstanden, die Gehaltsspanne zwischen ihm nach

oben möglichst zu verringern, diese aber auch nach unten mög¬

lichst zu vergrößern. Es trat schon damals ein gewisser Un¬

wille gegen ihn in Erscheinung, ganz besonders, als er in seiner

Eigenschaft als Mitglied des Betriebsrats glaubte, eine gewisse

Diktatur ausüben zu können. Besonders beliebt machte er sich

damals bei seinen jetzigen Freunden und seiner jetzigen Haupt¬

stütze, dem Herrn Weber. Man sprach allgemein vom kleinen

Direktor und es gab so manchen Kollegen, der glaubte, sich vor

diesem Herrn recht ducken zu müssen. Malte Herr Müller doch

bei jeder Gelegenheit das Gespenst von Entlassung usw. an die

Wand, und das mußten und haben auch die jüngeren Kollegen

besonders gefühlt. Man könnte ein kleines Buch schreiben über

das, was sich Müller da geleistet hat. Ich kann mich noch

genau darauf erinnern und Herr Müller wird ehrlich genug sein,

das nicht abzustreiten. Als er den Hakenkreuzler Weber, seine

Jetzige Hauptstütze, vor den Betriebsrat zitieren ließ, um ihm

einmal ganz gehörig den Kopi zu waschen, nnd als dieser selbe

Herr Weber seine Prüfung gemacht hatte, suchte er alle Wege

zu beschreiten, um diesem Herrn dic Anstellung zu vereiteln.

Vor allem sollte der Betriebsrat sich entschieden gegen dic An¬

stellung wenden. Dieser lehnte dies natürlich ab, weil es gegen

die gesetzlichen Bestimmungen verstoßen hätte, Weber übrigens

Ja auch mit uns in einer Organisation war. Wie schon gesagt,

waren damals auch andere Verhältnisse; es war noch möglich,

durch besonderes Hervortreten sich Vorteile zu verschaffen.

Als aber vor nunmehr bald zwei Jahren von der

Thüringer Tarifgemeinschaft die Besoldungsordnung des Landes

unserem Tarif zugrunde gelegt wurde, hörte dies auf. Herr

Müller versuchte, noch einmal für sich einen guten Fang zu

machen. Als Kassierer glaubte er unbedingt Anspruch darauf

erheben zu müssen, daß er in die Besoldungsgruppe X kam.

Dem Kassenvorstand erschien aber für diesen Posten, der sich

über dic Stelle eines Abteilungsvorstehers durchaus nicht erhebt,

die Gruppe IX als ausreichend und er lehnte Müllers Vorschläge

ab. Jetzt war für Müller der Zeitpunkt gekommen, wo er sich

zurückzog. Der Vorsitz in der Fachgruppe wurde nicht wieder

angenommen, der Posten eines Betriebsratsmitglieds nieder¬

gelegt, und — siehe da — es ging auch so weiter, was Herr

Müller nicht vermutet hatte. Er, als Hans Dampf in allen Gas¬

sen, mußte aber überall dabei sein, ihm behagte die Untätigkeit

nicht — und nun ging seine Tätigkeit des Unterwfihlens los.

Wiederholte Versuche, in den Betriebsrat zu kommen, gelangen

ihm nicht, weil die Mehrzahl der Kollegen von ihm genug hatte.

Wie ich schon einmal erwähnte, gehören unserer Angestellten«

schaft eine ganze Reihe scharf rechts orientierte Kollegen an,

dabei sogar vier, die in verbotenen Mörderorganisationen

organisiert waren. Gelegentlich des Erzberger- und Rathenau-

Mordes sind wir selbstverständlich ganz entschieden gegen diese

Herren aufgetreten — beim ersten Morel auch noch der Herr

Müller vor allem auch deshalb, weil in unserer Kasse sogar

diese vergiftende Propaganda getrieben wurde: durch Flugblätter

uud vor allem durch persönliche Beeinflussung. Diese Herren

fühlten sich nicht wohl. Als nun in letzter Zeit ein gewisser

nationalistischer Taumel einsetzte, glaubten auch die Herren,

ihr Ständlein sei gekommen, wo sie offen hervortreten können,

hatten aber persönlich nicht den Mut. Und aul diese Leute, die

einst seine geschworensten Feinde waren, stutzt sich heute Herr

Müller. Nun. sie sind einander wert und wir können mir gratu¬

lieren. Pack schlägt sich und vertragt sich.

Die Mehrzahl der Kollegenschaft in Gera, welche dem Ver¬

band treu geblieben ist, wird aber dafür sorgen, daß den Herreu

des Bundes, insbesondere dem Herrn Müller, die Bäume nicht in

den Himmel wachsen«

Der überrumpelte Weber. Wir berichteten bereits über das

kriecherische Geflenne der kleinen Fachbünde vor dem Reichs¬

arbeitsministerium um Uebertragung der Beamteneigenschaft aui

die Angestellten der Sozialversicherungsträger. Auch darüber,

wie ihr Wortführer, Herr Weher-Zeitz. dic Notwendigkeit einer

Unterstellung unter das Beamtenrecht dureh Anpöbelungen
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unseres Zentralvcrbandes der Angestellten zu beweisen versucht

hat. Ein kleines Zwischensp ei gehört noeh hierher, das für

Herrn Weber und seinen Bund überaus kennzeichnend ist.

Von unserer Seite wurde dem Reichsarbeitsministerium

dargelegt daß der Reichstag sich Wiederholt für eine tarif-

\ erträgliche Regelung der Arbeitsbedingungen auch für d:e An¬

geste! iten der Sozial versicherungs träger ausgesprochen hatte.

H, a. ;n den letzten Tagen bei den Beratungen des Rcichsknapp-

setaftsgesetzes hl seinem 0. AnSSChnS. Der 0. Ausschuß hatte

den die Beamtene.^cnsciiaft vorsehenden Re^icrungser.tw urt

abgeleimt und sieb in zweiter Lesung für eine Fassung ent¬

schieden, die unseren Forderungen entspricht.

Daraui schnappte Herr Weber ein. Er erklärte, es sei zwar

richtig, daß der 6. Ausschuß die Anerkennung der Beamteneigen-

schafi abgelehnt hatte; aber was im Ausschuß vor-

gegaigen sei — flftC er mit einem Anflug von Ritterlichkeit

hinzu —. sei etwas, was man im privaten Leben

eine Uebcrrumpelung nennen würde.

Nun liegt das Reichsknappschaftsgesetz vor, wie es das

Plenum des Reichstags beschlossen hat. Herr Weber wird ge¬

wiß in der endgültigen Fassung die Beschlüsse des 6. Aus¬

schusses wiedererkennen. Er Wird auch schweren Herzens zu¬

geben miissen, daß damit unsere Forderungen verwirklicht

sind. Das Programm des Herrn Weber und seines Bundes aber,

dieser Karikatur einer Gewerkschaft, hat sich zum — man weiß

nicht wievielten Male — als leerer Wahn erwiesen. Herr

Weber wird s.ch in das Unvermeidliche fügen, wie er es schon

so oft getan hat und wie er es künftig noch öfter tun wird.

Der Reichstag hat ihn natürlich ..überrumpelt44.

Gau Sachsen. Ucbersichtstafe.n zur Berechnung der Ge¬

hälter ab I. Juli 1923 sind von der Gauleitung hergestellt worden.

Preis pro Exemplar 500 Mk., snzflgllcfa Uebersendnngsporto.
Einzahlungen anl Postscheckkonto Dresden Nr. S(>77 (Otto Dach-

seit) oder Stadtgirokasse Dresden Nr. 92\>42. Es empfiehlt sich,

Sammelbestellungen aufzugehen.

Für die Fachausbildung der Krankenkassenangestellten ist

eine Tabelle ..Beispiele in graphischer Darstel¬

lung zur Lehre von der Dauer der Leistungen

und PriStenberechnang aus der Krankenhilfe4*

von großem Wert, dic zum Preise von 1000 Mk. einschließlich

Porto an unsere Mitglieder abgegeben wird. Da nur wen ge

Uebersichtcn vorhanden *>nd. empfiehlt sich sofortige Bestellung

bei unserer Buchhandlung«

DienstJubiläen. Der Rendant Fritz Brümng bei der Allge¬

meinen Ortskrankenkasse Bremen feierte am 7. Juni sein 25jäh-

riges Dienstjubiläum. Er ist Mitglied unseres Verbandes seit

seiner Gründung. — Am 1. Juli 1923 stand unser Kollege, der

Geschäfts!uhrer von Dorms, 25 Jahre im Dienste der Allge¬

meinen Ortskrankenkase In Eisfeld. Wir sprechen dazu den

beiden JubilarCA unsere besten Glückwünsche aus.

Der Koüege Sebastian Sippel feierte am 4. Juli sein

25jähriges Jubiläum als Angestellter" der Frankfurter Orts-

krankenkasse. Wenn auch wir an diesem Tage der Dienste

des Kollegen Sippel gedenken, so deshalb, weil er nicht allein

39 Jahre der Sache der Sozialversicherung gedient, sondern zu¬

gleich auch ein \ icrtcljahrhundert Mitglied unserer Organisation
und dabei als Betncbskussierer sowie als Bevollmächtigter der

Pensionskassc fflr Frankfurt a. M. einer unserer eitrigsten Funk¬
tionäre ist Kollege Sippel hat allezeit seine Kräfte in den Dienst

der Qewerkschaftssache gestellt.

Rechtsprechung.
Uebersicht.

88 30, 377, 1791 ft RVO. Das Reiehsversicherungsamt übt

'Aufsichts;echte nicht über die Versicherungsbehörde, sondern

nur über den Versicherungsträger, die Krankenkassen, aus, und

auch dies, abgesehen von den Fällen nach H 372 bis 375, nur als

Beschwerdeinstanz und nur auf (irund einer rechtsgültig ein¬

gelegten Beschwerde. Das Beschwerderecht steht grundsätzlich
nur den unmittelbar Beteiligten zu. Erkenntnis des Bayrischen
Lattdesvt cherungsamts vom 31. Mai \{)22 Nr. 1336 („Monats¬
schrift fir Arbeiter- nnd Angesteiltenversichcrung4' 1922 S, 691).

M 128, 129 RVO. Die Rechtsmittelfrist ist nicht gewahrt,
wenn die empfangende steile wegen eines zu erhebenden Nach-

SChuBportOS die Annahme des die Rechtsmittelschrift enthalten¬

den Briefes verweigert hat. E. des RVA. vom 25. Februar 1922
— la 1779/21 („Monatsschrift f. Arb.- u. Angest.-Vers.41 1922

S. 022).

$ 169 RVO. Die Kanzlei- und Bir ingestellten der Vcr-

dierungsanstalt ffir Angestellte smd nicht Beamte im Sinne
des | 169 RVO. Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

18. November 1922 - II K23 22 B — LArbeiterversorgung" 1923
s. 105).

§5$ 131 Abs. 2. 132 Abs. 2 RVO. Die unrichtige Bezeichnung
der Straße, in der die Diensträume des Landesversicherungsamts
sich befinden, ist kein Versehen der Partei, das die Wiedereinset¬

zung in den vorigen Stand ausschließen würde. Revisions-Ent¬
scheidung des Bayr. Landesversicherungsamts vom 6. Mai 1922

(„Zentralblatt der Reichsversicherung4' 1922 S. 679).

§ 1S2 Nr. I RVO. Der Versicherte hat keinen Anspruch auf
Ersatz des Lohnaiisialls, der ihm infolge kassenärztlicher Be¬

handlung zu einer bestimmten vom Arzt vorgeschriebenen Tages¬
zeit erwachsen ist. Grundsätzliche Entscheidung des Reichsver¬
sicherungsamts vom 21. September 1922 — IIa K. 94/22 —•

(„Amtl. Nachr. des RVA.44 1922 S. 456).

8 182 Nr. 2 RVO. Die Verpflichtung der Kasse zur Zahlung
von Krankengeld endet erst dann, wenn das Mitglied von dem

Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit Kenntnis erhält. GE. d. RVA.
vom 31. Oktober 1922 — IIa K 172 22 — („Amtliche Nachrichten

des Reichsversicherungsamts" 1923 S. 20).
(jewährt die Militärbehörde einem Kriegsbeschädigten ein

Heilverfahren in einer Anstalt, so wird hierdurch ein etwaiger
Anspruch des Verpflegten auf Zahlung von Krankengeld gegen

seine Krankenkasse nicht berührt. Entscheidung des Reichs¬
versicherungsamts vom 31. Oktober 1922 — IIa K 80/22 —

(„Amtliche Nachrichten des Reichsversicherungsamts41 1923

S. 21).

132 Nr. 2. 191 Abs. 1 RVO. Gewährt eine Krankenkasse
auf (irund des § 191 Abs. 1 RVO. satzungsmäßig ihren ver¬

sicherungspflichtigen Mitgliedern ein erhöhtes Krankengeld, so

ist auch das von ihr nach § 12 des Reichsversorgungsgesetzes
vom 12. Mai 1920 (RGBl. S. 989) einem Beschädigten zu zah¬

lende Versorgungskrankengeld in der satzangsmfißig vor¬

gesehenen Höhe zu bemessen. GE. d. RVA. vom 21. September
1922 — IIa K 38/22 — („Amtliche Nachrichten des Reichs¬

versicherungsamts44 1923 S. 22).

8 197 RVO. Auch auf das in § 197 erwähnte „letzte Jahr1'

Ist die Dauer der im Abschnitt II Abs. 3 VO. vom 1. März 1917

(RGB!. S. 200) bezeichneten Zeiten nicht anzurechnen. GE. d.

RVA. vom 20. Juni 1922 — IIa KE. 83/22 („Monatsschrift für

Arbeiter- und Angestelltenversicherung44 1922 S. 691).

8 214 RVO. Den „Mitgliedern44 im Sinne des §9 Abs. 2 des

Gesetzes vorn 28. Dezember 1921 (RGBl. 1922 S. 5, Amtliche

Nachrichten des Reichsversicherungsamts 1922 S. 173) stehen

die nach § 214 RVO. Anspruchberechtigten gleich. GE. d. RVA.

vom 3. Oktober 1922 — IIa K 12322 — („Amtliche Nachrichten

des Reichsversicherungsamts" 1923 S. 35).

8 292 RVO. Im Falle der Vereinigung von Krankenkassen

sind die Mitglieder der aufgenommenen Kasse nicht dadurch

von den Neuwahlen zu den Organen der vereinigten Kasse aus¬

geschlossen, daß ihre Kasse gemäfl S 292 RVO. im Vorstand der

aufnehmenden Kasse besonders vertreten ist. Die Amtsdauer

der besonderen Vertreter der aufgenommenen Kasse im Vor¬

stand der auizunehmenden Kasse richtet sich danach, wie lange
die vorhandenen Vorstandsmitglieder der aufnehmenden Kasse

im Amte bleiben, sie kann also längstens aui die vierjährige
Wahlzeit dieser Vorstandsmitglieder erstreckt werden. GE. d.

RVA. vom 9. Dezember 1922 — II K 33/22 B — („Amtliche
Nachrichten des Reichsversicherungsamts44 1923 S. 39).

I 315 RVO. Eine formale Versicherung nach § 315 ist nur

begründet, wenn die Krankenkasse während dreier Monate seit

Anmeldung der versicherungspflichtigen Person Beiträge für

mindestens drei Monate ohne Beanstandung angenommen hat.

GE. des RVA. 30. 11. 21 — IIa KE. 14321 -«(„Monatsschrift
f. Arb.- u. Angest.-Vers.14 1922, S. 403).

Literatur.
Die Torderuag der Volksgcsundheit aul dem I ande. Von Karl Unser.

Her;: lsgegcben vom Allgemeinen Verband deutscher Leadkn r.kenkasscn, PcriQJ
btrg. — Der Verfasset fordert zur Abwehr der Schwierigketten in der ärztlichei

Versorgung «urt dem Lande die Einfthruns de* Begirksargtsystem. Hie hohe»

Koste* der W'cgegebuhrcn müßten auf die breiteren Schultern der Gemeinde

umgelegt verden. Eventuell sei eine NaturaÜeisti.ng an Futtermitteln oder

Betriebsstoff für die Beförderungsmittel einzufahren. ..Dorfspreehstunden**
sollten einen allzuhlnfigcn Besuch des Arztes vermeiden, aber auch dem

Mi::.;.kranken den weites Weg zum Arzt ersparen. Der Ausbau von ScV.vestCOH
Stationen würde gesundheitsfördernd nnd -erhärtend sein. Die freie Arztwahl

habe svl dem Lande «rnr keine Berechtigung. Die Argtfragg sei dic Lebens¬

frage der Krankenversicherung. Die Ueberfiiüung des ärztlichen Berufs müsse

darch anderweitige Unterbringung der jungen Acrzte lfl andere verwandte Be*-

rufe beb'.ben werden. Auch müsse der Zagang lam Irstlichea Studium cinge«*

schränkt werden. I>ie Landkrankenkassen leiden wegen ihrer vielen weih«?

liehen Mitglieder besonders unter dem gegenwärtigen Umfange der Wochen«?

hüfe. Die Verleumdnng, hohe Verwaltnnfskosten wurden gebraucht, werden

durch zahlenmäßige Unterlagen Lugen gestraft.
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